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Die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts im Lichte eines umfassenden Friedensbegriffes

Statement in 3 Teile gliedern:

· Diagnose

· Prognose 

· Therapie

1. Diagnose

Sowohl die USA als auch die EU sehen in ihren Sicherheitsdoktrinen ähnliche Stoßrichtungen zu den globalen Herausforderungen vor. In den zentralen Punkten – Terrorismus, „failed states“, Proliferation, regionale Konflikte und organisiertes Verbrechen – unterscheiden sich die Doktrin der EU und der USA nur wenig. Zur Bearbeitung werden schwerpunktmäßig und hauptsächlich die militärischen Aspekte präzisiert. Die Ursachenbekämpfung wird im Problemaufriss benannt, die militärischen Möglichkeiten werden intensiv weiterentwickelt. 

Wenn ich von Herausforderungen spreche, möchte ich diese an Hand einiger Beispiele verdeutlichen:

· Mehr als 10 Millionen Kinder unter fünf Jahren sterben jährlich an Unterernährung, Seuchen und Wasserverschmutzung.

· Heute leben 1,8 Milliarden Menschen (ein Fünftel der Menschheit) mit weniger als 1 US$ pro Tag 

· 2003 betrug die öffentliche Entwicklungshilfe des Nordens für die 122 Entwicklungsländer 54 Milliarden US$. Im selben Jahr haben die Entwicklungsländer den Banken des Nordens 436 Milliarden US$ als Schuldendienst überwiesen.

· Die Einkommensunterschiede zwischen den reichsten und den ärmsten Ländern lag 1820 noch bei 3 zu 1, 1950 bei 35 zu 1 und 1992 schließlich bei 72 zu 1.

· Die Schweizerische Friedensstiftung und die ETH Zürich haben dargelegt, dass 1992/93 unter den 51 nach AKUF ausgewiesenen Kriegen 22 eine Umweltdimension haben. 

· 39,4 Millionen Menschen sind weltweit mit dem HIV-Virus infiziert.

· Die Liste mit Herausforderungen lässt sich ergänzen: 

· Herausforderung der Geschlechtergerechtigkeit

· zivilgesellschaftliche Beteiligungsformen oder ein

· friedensfähiges Energieversorgungssystem.

Gleichzeitig stieg mit diesen Herausforderungen das weltweite Militär- und Rüstungsbudget in den letzten 10 Jahren kontinuierlich an. Die Löwenanteile liegen natürlich bei den USA und der EU. 

Und zentrale Akteure dieser Blöcke fordern mehr Militär zur Lösung internationalen Konflikte.

Es stellt sich nun die Frage, mit welchem Begriff – und damit auch, mit welchem Handwerkszeug – wir an die globalen Probleme herantreten.

Die Reformkommission des österreichischen Bundesheeres sieht Sicherheit als „auf der gemeinsam mit Partnern vorgenommenen Reduzierung eigener Verwundbarkeiten“ in Abgrenzung zu anderen Akteuren. Solidarität bezieht sich nur noch auf die Mitglieder des eigenen Blockes. 

Die Definitionen „umfassender Sicherheit“ schließt nach Heinz Gärtner „neben der militärischen auch die politische, soziale, gesellschaftliche, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Dimension von Sicherheit ein.“ 

Es sind also nichtmilitärische Aspekte dazugekommen.

Haben Menschenrechtsverletzungen 1999 für ein völkerrechtswidriges Bombardement des Militärpakts NATO herhalten müssen, so dient der nach dem 11.9.2001 eingesetzte „Krieg gegen Terror“ Teilen der politischen und militärischen Eliten zu einer Aufwertung des Militärischen. Der „Krieg gegen Terror“ im Irak wird nach Meldungen der US-Geheimdienste die Terrorgefahr weiter erhöhen und der militärische „Krieg gegen Terror“ könnte damit gefährlicher werden als der Terrorismus selbst. Westlich-demokratische Regeln werden durch Teile der eigenen Eliten aufs Spiel gesetzt.

2. Prognose

Die NATO hat sich 1999 eine neue Doktrin gegeben, in der zahlreiche klassisch zivile Aufgaben – wie Unterdrückung, ethnische Konflikte, wirtschaftliche Not – zu Problemfeldern des Militärpakts gemacht werden. 

Seit geraumer Zeit haben sich nicht nur die weltweiten Rüstungsbudgets erhöht, sondern auch die Legitimationsgründe für das Militär konnten zum Teil durch die „umfassenden Sicherheitsaufgaben“ neu begründet werden.

Die politischen Eliten der EU haben sich seither auf folgende Punkte geeinigt 

· in einer verfassungsmäßigen Aufrüstungsverpflichtung

· Interventionstruppen mit den „battle groups“ als Speerspitze

· einer verfassungsmäßigen Beistandsverpflichtung

· einer gemeinsamen Rüstungsindustrie und

· einer immer loser werdenden Verbindung zum Völkerrecht

Diese Instrumente tragen wenig zur Auflösung der Asymmetrien in den internationalen Beziehungen oder der Verbesserung der humanitären Situation in weitesten Teilen der Welt bei. Wachsende Ungleichheit und Terrorismus werden daher – so meine Prognose – Wegbegleiter des aktuellen Trends transatlantischer Sicherheitspolitik bleiben.

Während Militärisches in der EU-Sicherheitsstrategie und im Verfassungsentwurf genau präzisiert werden, sind die zivilen Teile unterentwickelt, unpräzise, unterfinanziert oder politisch unterbewertet. Als Beispiel fungiert die unterschiedliche qualitative und quantitative Möglichkeit zur Entsendung von militärischen bzw. zivilen EU-Fachkräften ins Ausland.

Die EU erarbeitet mit der Militarisierung unzureichende Handwerkzeuge für die Probleme. Lassen Sie mich 2 Beispiele darlegen, die mit dem „umfassenden Sicherheitsbegriff“ im engen Zusammenhang stehen und bei denen die EU durchaus das Problem das Konzentration auf die Staatenwelt und Möglichkeiten des Militärs bemerkt hat:

1. CIMIC und 2. die Human Security Doctrin for Europe

Ad 1. CIMIC

Die zivil-militärische Zusammenarbeit (civil-military cooperation = CIMIC) steht derzeit auf der außen- und sicherheitspolitischen Agenda der EU weit oben. CIMIC folgt dem Gedanken, dass die heutigen Kriege und Konflikte – noch weniger als in der Vergangenheit – nicht alleine mit militärischen Mitteln gelöst werden können. Nach der NATO dient CIMIC, um den „eingesetzten Streitkräften die Durchführung ihres Auftrags zu erleichtern.“ Die deutsche Bundeswehr meint in aller Deutlichkeit: „CIMIC dient der jeweiligen militärischen Operation.“ CIMIC bietet für die Armeen eine Legitimationsgrundlage für Auslandseinsätze, denen in Teilen der Bevölkerung nicht selten militärischer Interventionsgeruch vorausweht. Insbesonders wenn es sich um mögliche künftige völkerrechtswidrigen Einsätze handelt. 

Nicht umsonst sieht der Leiter der Katastrophenhilfe der Caritas International in der Verwischung von zivilen und militärischen Aufgaben einen „Widerspruch zum Neutralitätsprinzip“. Oft sei der Fall, dass „je mehr [sich] die humanitären Helfer sich unter den Schutz einer Militärmacht begeben, desto eher werden sie von den Feinden dieser Militärmacht bedroht“. 

In eine sehr differenzierte Richtung argumentieren beispielsweise die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnete Organisation „Ärzte ohne Grenzen“. Man verweigert die Zusammenarbeit mit dem Militär nicht prinzipiell, sieht jedoch zahlreiche Probleme in einer Zusammenarbeit. 

„Ärzte ohne Grenzen“ Frankreich und Belgien haben im Kosovo 1999 verweigert, in den von der NATO errichteten Flüchtlingscamps zu arbeiten. Im Afghanistan-Krieg haben sich MSF aus dem Kriegsgebiet nach 24 Jahren zurückgezogen. Mit dem Hintergrund von ad hoc-Koalitionen à la Irak oder möglichen völkerrechtswidrigen Kriegen der EU-“battle groups“ sind derartige Überlegungen zur Legitimität einer Zusammenarbeit von großer Bedeutung.

Ad 2. Menschliche Sicherheit und die HSD

Die menschliche Sicherheit – „Human Security“ – wird im Bericht der UNDP 1994 erstmals dargelegt. „Wer von menschlicher Sicherheit spricht, macht sich nicht Sorgen über Waffen, sondern über das Leben und die Würde des Menschen“. Gegenüber bisherigen Sicherheitskonzepten ist die menschliche Sicherheit „von einer ausschließlichen Betonung territorialer Sicherheit hin zu einer viel stärkeren Betonung der Sicherheit des Menschen“ orientiert. Zentrales Referenzobjekt ist nicht der Staat, sondern das Individuum. 

Im Auftrag des EU-Repräsentanten für die Außen- und Sicherheitspolitik Javier Solana arbeitete eine Studiengruppe an der London School of Economics and Political Sciences (LSE) die „Human Security Doctrine for Europe“ aus. Die Studiengruppe führt aus, dass es sich bei der Doktrin um die Erfüllung der EU-Sicherheitsstrategie. 

Ausgegangen wird vom „Vorrang der Menschenrechte“ als Prinzip. Zu ihren Aufgaben zählt „die (Wieder-)Herstellung von Recht und Ordnung, Wiederaufbau, humanitäre Hilfe, Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung (DDR), Übergangsjustiz, Institutionenbildung, Unterstützung der Zivilgesellschaft, unabhängige Medien und Erziehung etc.“ – alles zivile Aufgaben.

Zur „angemessenen Verwendung von Gewalt” beschreibt die Studiengruppe: „Ein Minimum an Gewalt legt zum Beispiel nahe, dass es eine Überreaktion wäre, jemanden zu töten, der Gewalt androht, wenn man ihn auch festnehmen kann. Unser Ansatz legt nicht nahe, Gewaltanwendung unter allen Umständen zu vermeiden. Nichts sollte das inhärente Recht auf Selbstverteidigung untergraben. Wenn jemand Gewalt androht, kann ein Soldat adäquat antworten, ungeachtet ob die Gewalt durch Kapitel VI oder Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen autorisiert wurde.“ 

Über eine direkte Bindung der „Human Security Response Force“ an ein Mandat des UN-Sicherheitsrates wird – gemäß der diesbezüglichen Völkerrechtspolitik der EU seit dem Kosovo-Krieg 1999 – nicht mehr gesprochen. Der Kosovo-Krieg und die völkerrechtswidrige „humanitäre Intervention“ des Militärpakts NATO war der Beginn der Erfolgsgeschichte der EU-Militarisierung. Mit Menschenrechten erneut gegen das Völkerrecht zu Felde zu ziehen, scheint angesichts des tiefen Spaltes in den Reihen der KriegsgegnerInnen von 1999 erfolgversprechend.

Für die Aufgaben braucht es, so die Studiengruppe, zivil-militärische Kräfte. Das Kontingent soll 15.000 Personen umfassen. Mindestens ein Drittel der Gesamtzahl sollen PolizistInnen und zivile SpezialistInnen sein. (vor Augen: 2/3 sind Soldaten und beschäftigen sich mit obigen Aufgaben!)

Die Thematisierung nichtmilitärischer Herausforderung könnte als Erfolg gewertet werden. Diese jedoch mit überwiegend Mitteln militärischer Sicherheitspolitik zu bearbeiten, ist zweifellos ein enormer Rückschritt. 

3. Therapie

In Ergänzung zum UN-geprägten „Human Security“-Ansatz schlage ich einen positiven Friedensbegriff vor. Dieser hat im wissenschaftlichen und praktischen Diskurs gegenüber dem Sicherheitsbegriff den Vorteil, gegenüber Instrumentalisierungen und ein „hijacking“ eher immun zu sein. 

Verwiesen sei hier auf die Differenzierung der Gewalt von Johan Galtung in

· direkte Gewalt,

· strukturelle Gewalt und

· kulturelle Gewalt (ideologische Diskurse, die strukturelle Gewalt oder direkte Gewalt verdecken oder aufrechterhalten).

Damit steht auch die Friedensdefinition im Zusammenhang. Galtung beschreibt einen 

· negativen Friedensbegriff als das Fehlen von Krieg und direkter Gewalt und einen 

· positiven Friedensbegriff als Abwesenheit von struktureller und kultureller Gewalt.

(Befriedigung menschl. Grundbedürfnisse, demokratische Teilhabe, soziale Gerechtigkeit, kultureller Dialog)

Der Bremer Friedensforscher Dieter Senghaas hat als Friedensbedingungen ein „Zivilisatorisches Hexagon“ mit folgenden Eckpunkten vorgelegt:

· Gewaltmonopol,

· Rechtsstaat,

· Affektkontrolle,

· demokratische Beteiligung,

· soziale Gerechtigkeit und

· konstruktive Konfliktkultur.

In der Debatte um „menschliche Sicherheit“ und einen positiven Friedensbegriff ist eine stärkere Zusammenarbeit internationaler Organisationen (beispielsweise UNO oder Regional- und Unterorganisationen), staatlicher Institutionen (Ministerien) und nichtstaatlicher Akteure (NGOs, Wissenschaft, Interessensvertretungen) von Bedeutung. Im Zentrum sollte dabei der Ausbau und die weitere Erforschung der Instrumente der zivilen Konfliktbearbeitung stehen.

Sicherheit war und ist ein politisch besetzter Begriff. Wie „breit“ oder „eng“ der Begriff ausgelegt werden soll, wird daher immer ein Disput sein und von unterschiedlichen Beurteilungskriterien abhängen. 

Die Interdependenzen und neue Akteure der Weltpolitik, veränderte Kommunikationsmöglichkeiten und die Verletzlichkeit insbesondere der westlichen Weltgesellschaft und Weltwirtschaft machen für eine Analyse einen breiten Begriff notwendig. Ein breiter Begriff fördert ein neues Verständnis und Bewusstsein von Außen- und Krisenpräventionspolitik.

Bei einem zu engen Begriff läuft man Gefahr, eine wichtige Erkenntnis aus dem Augen zu verlieren: Bei den wenigsten globalen Herausforderungen (wie Anfangs dargelegt), die im Zuge der Globalisierung hervortreten, kann das Militär eine zentrale Rolle bei der Konfliktlösung spielen oder selbst zum zentralen Unsicherheitsfaktor werden. Wie heute im Irak, wo die Kriegsgründe allesamt nicht zutreffend waren und damit eine falsche Sicherheitsanalyse mit einem noch dazu verengten Spektrum an Bearbeitungsmöglichkeiten vorlag.

„Wenn Sicherheitspolitik und -vorsorge es unterlassen, nach den Ursachen neuartiger Bedrohungen zu fragen, entsteht ein borniertes Security-First-Konzept mit schwerwiegenden Eingriffen in Bürgerrechte, wie wir sie derzeit in der Innenpolitik der USA oder in Guantanamo beobachten können.“ (Corinna Hauswedell)

Dass Fragen um Krieg und Frieden keine reinen Fragen von Staatlichkeit und staatlichen und suprastaatlichen Instituten ist, haben die vielfältigen Widerstandsaktionen unter dem Titel „Eine andere Welt ist möglich!“ klar gezeigt. 

Zudem verweisen zahlreiche AutorInnen auf die Entstaatlichung, Privatisierung und Kommerzialisierung von Gewalt durch Transnationale Unternehmen, Guerillabewegungen, Terroristen, auf eigene Rechnung agierende lokale Warlords, private Sicherheitsdienste, Schleuserbanden etc. hin.

„Nicht jedes Risiko muss zur Gefahr, geschweige denn zur Bedrohung werden. In der Logik absichtsvoll herbeigeführter Gefahren liegt es, dass sie leichter zu Bedrohungen werden können als zufällige oder strukturbedingte Risiken.“

Corinna Hauswedell schlägt auf Basis dieser Analyse hinsichtlich der militärstrategisch geprägten Erweiterung des Sicherheitsbegriffes vor, eine Eingrenzung auf den „Schutz vor rechtloser Gewalt“ und ein striktes Einordnen des Militärs in das UNO-System vor. Die NATO, wie auch die ESVP sind nach Hauswedell diesbezüglich zu korrigieren.

Die Aufgaben im Sinne eines ernstgemeinten und breiten Friedensbegriffes zu bearbeiten, betrachte ich als Beitrag zu eine „Kultur des Friedens“. Die UNO hat die Dekade von 2001 – 2010 nicht umsonst zur Dekade für eine Kultur des Friedens und der Gewaltfreiheit – und nicht zu einer Sicherheitsdekade – erklärt.
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